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Mögliche Postgesetzreform -
Briefzustellung könnte länger
dauern
Berlin. Das Bundeswirtschaftsministerium veröffentlichte am Donnerstag ein
Eckpunktepapier, in dem eine derzeit gültige Regel zur möglichst schnellen
Briefbeförderung als nicht mehr zeitgemäß dargestellt wird. Es geht um die
Vorgabe, dass 80 Prozent der Briefe am nächsten Werktag zugestellt werden
müssen. So eine Regel soll in der anstehenden Reform des veralteten
Postgesetzes »angepasst werden«.

Sollte die 80-Prozent-Vorgabe entweder abgesenkt oder abgeschafft werden,
würden viele Briefe nicht schon am nächsten, sondern erst am übernächsten
Werktag im Briefkasten landen. Das Papier ist eine Diskussionsgrundlage, um
das Gesetzgebungsverfahren anzuschieben. Ein erster Gesetzentwurf könnte im
Sommer vorgelegt werden. Wie die gesetzlichen Regeln am Ende aussehen
werden, ist noch offen.

Aus dem Papier geht hervor, dass eine Vorgabe zu längeren Laufzeiten
verschärft werden soll. Derzeit müssen 95 Prozent der Briefe am übernächsten
Werktag beim Adressaten sein.

Mit den Überlegungen reagiert das Ministerium auf die Tatsache, dass der
Zeitfaktor beim Brieferhalt häufig keine Rolle mehr spielt, da die Menschen
dringliche schriftliche Angelegenheiten mit Mails oder Chat-Nachrichten
klären. »Die Erwartungen der Nutzerinnen und Nutzer an die verschiedenen
Postdienstleistungen haben sich im Laufe der Zeit verändert«, heißt es in dem
Papier. »Beim Brief stehen heute Verlässlichkeit und Verbindlichkeit im
Vordergrund, beim Paket Geschwindigkeit und Planbarkeit.«

Das Postgesetz wurde zuletzt 1999 grundlegend überarbeitet. Mit der
Verschärfung der Vorgabe zu längeren Laufzeiten soll sichergestellt werden,
dass Miseren wie im vergangenen Jahr nicht mehr vorkommen: Wegen
Personalproblemen stellte die Post Briefe und Pakete mancherorts viel später
zu als sonst üblich. Das führte zu einer Beschwerdewelle bei der
Bundesnetzagentur.

Als Reaktion auf diese Probleme forderte die Aufsichtsbehörde eine
Sanktionsmöglichkeit. In dem Eckpunktepapier werden nun »wirksame
Anordnungs- und Sanktionsbefugnisse« für die Netzagentur ins Gespräch
gebracht. (dpa/jW)
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